
Gegenüberstellung der grundlegendsten Veränderungen in der neuen Kirchgemeindeordnung 

Hierbei handelt es sich um eine Totalrevision der KGO, welche von der Kirchenpflege aufgrund einer zwingenden Auflage der Kantonalkirche gemäss den Vorgaben (Mustervorlage) 
vorgenommen wurde. Die alte KGO stützte sich auf das Kirchengesetz (KiG), welches vom Kirchgemeindereglement (KGR) abgelöst wurde, weswegen die Kirchgemeindeordnung an 
das Kirchgemeindereglement angepasst werden musste. Die Gliederung und auch die Inhalte der Kapitel sind nicht mehr in derselben Form vorzufinden, wie in der bisherigen KGO, 
inhaltlich wurden jedoch nur wenige Punkte geändert, welche hier erörtert werden sollen: 

Bisherige KGO Neue KGO Begründungen und Erklärungen 

  I Allgemeine Bestimmung 
Art. 6 (bisherige KGO) 
bisher in der KGO festgehalten und 
bedurfte einer Änderung der KGO bei 
Wechsel des Publikationsorgans. 

Art 5 (neue KGO) 
Die Kirchenpflege bestimmt das offizielle Publikationsorgan. 

Zwei Publikationsorgane können zu 
Rechtsunsicherheit führen und wird deshalb von 
der Kantonalkirche nicht empfohlen. Vorerst soll 
an beiden Publikationsorganen festgehalten 
werden. Eine zukünftige Änderung muss in den 
aktuellen Publikationsorganen (Zürichsee Zeitung 
und Forum) publiziert werden.  

  II Die Stimmberechtigten 
Art. 33 (bisherige KGO)  
bisher waren Einzelinitiativen möglich 

Art. 6 Abs. 3 (neue KGO) 
Gemäss KGR Art. 16 sind Initiativen von 15 Stimmberechtigten einzureichen. 
 

Eine Initiative soll gemäss KGR von einer 
gewissen Anzahl Leute getragen werden. 

Art. 8, 15-32 (bisherige KGO) 
 
Art. 32  
Dieser Artikel fällt von Gesetzes 
wegen weg. Weder das KGR noch das 
GPR sieht diesen Artikel noch vor. 

Art. 11-13 (neue KGO) 
a) Kirchenpflege an der KGV -> geheim  
b) Rechnungsprüfungskommission an der KGV -> geheim 
c) Mitglieder der Synode an der Urne 
d) Pfarrer an der Urne bei einer Bestätigungswahl und in der KGV bei einer Neuwahl 
geheim -> Ersatzwahl während der Amtsperiode bei Wahlen an der Urne (Synodale 
und Pfarrer) ist weiterhin stille Wahl möglich 
e) Pfarreibeauftragter an der KGV -> geheim 

Unser Wahl- und Abstimmungsprozedere hat sich 
bewährt und soll nicht verändert werden. Gemäss 
bisheriger KGO waren Wahlen offen 
durchzuführen, mit Möglichkeit auf geheime 
Durchführung. Wir haben stets geheim gewählt  
-> aufgrund der ausgeübten Praxis wurde eine 
schriftliche Anpassung in der neuen KGO 
vorgenommen. 
 

Art. 14 (bisherige KGO) 
> Punkte 1. bis 4.  
> Punkt 5.  
> Punkt 6. 
> Punkt 7. 
> Punkt 8.  

Art. 16 (neue KGO) 
> Punkte 1. bis 4. bleiben unverändert 
> inhaltlich wie bisher, ist neu unter Punkt 6. (Text leicht angepasst) 
> inhaltlich wie bisher, ist neu unter Punkt 7. (Text leicht angepasst) 
> inhaltlich wie bisher, ist neu auf Punkte 8, 9 und 10 aufgeteilt 
> inhaltlich wie bisher, ist neu unter Punkt 5. (Text leicht angepasst) 

 
Die Finanzbefugnisse der 
Kirchgemeindeversammlung ändern sich inhaltlich 
nicht. Es wurden lediglich Umgliederungen und 
die Aufteilung des Punkts 7. auf 8,. 9. und 
10.vorgenommen. 

In bisheriger KGO nicht 
vorgesehen 
Behördenmitglieder hatten bisher 
Wohnsitzpflicht. Das Amt wurde bei 
Umzug gezwungenermassen 
unterbrochen.  

Art. 20 (neue KGO) bezieht sich generell auf alle Behördenmitglieder: 
Zieht ein Behördenmitglied während der laufenden Amtsdauer weg, kann die Behörde, 
dem es angehört, auf Gesuch die Beendigung der Amtsdauer gutheissen, sofern die 
Aufgabenerfüllung sichergestellt ist. (neu) 
 
 
Art. 22 (neue KGO) bezieht sich auf die Kirchenpflege: 
Bei einem Wegzug während der Amtsdauer können Kirchenpflegemitglieder zur 
Wiederwahl antreten, wenn sie Mitglied in einer römisch-katholischen Kirchgemeinde 
im Kanton Zürich/Bezirk Meilen sind. (neu) 

 
 
 

Beendung Amtsperiode Behördenmitglieder: 
Gewählte Behördenmitglieder sollen ihre laufende 
Amtsperiode beenden können. Die betroffene 
Behörde muss dazu jedoch im Gremium ihr 
Einverständnis geben. 

 
Wiederwahl Kirchenpflege: 
Kirchenpflegemitglieder, die im Kanton Zürich 
wohnen, sollen sich der Wiederwahl stellen 
können. Es wird zukünftig nicht einfacher sein, 
Personen zu finden, die bereit sind, ein Amt zu 
übernehmen. 
 



Art. 27 (neue KGO) bezieht sich auf die Rechnungsprüfungskommission: 
Mitglieder der RPK müssen römisch-katholisch sein und ihren Wohnsitz im Kanton 
Zürich haben. (neu) 

Rechnungsprüfungskommission: 
Mitglieder der RPK müssen im Kanton Zürich 
wohnen und katholisch sein. Es wird zukünftig 
nicht einfacher sein, Personen zu finden, die 
bereit sind, ein Amt zu übernehmen. Hier soll die 
Finanzkompetenz stärker gewichtet werden, als 
die Ortszugehörigkeit. 

Wichtig:  
• Kirchenpflegepräsident/in hat weiterhin Wohnsitzpflicht in Küsnacht-Erlenbach 
• Bei Neuwahlen muss das Kirchenpflegemitglied seinen Wohnsitz in Küsnacht-Erlenbach haben. (unverändert, ist zwingend) 
• Behördenmitglieder, die nicht mehr in Küsnacht oder Erlenbach wohnen, bezahlen keine Kirchensteuern in der Kirchgemeinde und haben 

kein Stimm- und Wahlrecht mehr. 

III Kirchgemeindebehörde 
Art. 43 und 50 (bisherige KGO) 
1. den Ausgabenvollzug;  
2. gebundene Ausgaben;  
3. die Beschlussfassung über im 

Voranschlag nicht enthaltene neue 
einmalige Ausgaben bis CHF 
50'000.- für einen bestimmten 
Zweck, höchstens bis CHF 100'000.- 
im Jahr, und neue jährlich 
wiederkehrende Ausgaben bis CHF 
5000.- für einen bestimmten Zweck, 
höchstens bis CHF 20'000.- im Jahr. 

4. Erträgt die Entscheidung keinen 
Aufschub, wird spätestens mit der 
Vorlage der Abrechnung um 
nachträgliche Genehmigung ersucht. 

 

Art. 50 (bisherige KGO) 
Die Kirchenpflege stellt die zur 
Beurteilung der künftigen 
Investitionen erforderlichen Angaben 
zusammen und führt sie regelmässig 
nach. 

Art. 26 (neue KGO) 
1. den Ausgabenvollzug; (wie bisher)  
2. die Bewilligung gebundener Ausgaben; (wie bisher)  
3. die Bewilligung von im Budget enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis CHF 

200'000 (neu) für einen bestimmten Zweck und neuen wiederkehrenden 
Ausgaben bis CHF 20'000 (neu) für einen bestimmten Zweck; (bisher unter 3.)  

4. die Bewilligung von im Budget nicht enthaltenen neuen einmaligen Ausgaben bis 
CHF 100'000 (bisher CHF 50'000) für einen bestimmten Zweck, höchstens bis 
CHF 200'000 im Jahr (bisher CHF 100'000), und von neuen wiederkehrenden 
Ausgaben bis CHF 10'000 (bisher CHF 5000.-) für einen bestimmten Zweck, 
höchstens bis CHF 40'000 im Jahr (bisher CHF 20'000); (bisher unter 3. )  

5. die Bewilligung von im Budget enthaltenen Zusatzkrediten für die Erhöhung von 
neuen einmaligen Ausgaben bis CHF 100'000 (bisher CHF 50'000) für einen 
bestimmten Zweck und von Zusatzkrediten für die Erhöhung von neuen 
wiederkehrenden Ausgaben bis CHF 10'000 (neu) für einen bestimmten Zweck; 
(bisher unter 3.)  

6. die Beschlussfassung über den Investitionsplan; (bisher unter Art. 50) 
7. die Beschlussfassung über die Aktivierungsgrenze; (wie bisher)  
8. die Investition in Liegenschaften des Finanzvermögens bis CHF 50'000.-; (neu) 
9. der Erwerb von Liegenschaften des Finanzvermögens bis CHF 1 Mio.; (neu) 
10. die Veräusserung von Liegenschaften des Finanzvermögens bis CHF 1 Mio.; (neu) 
11. die Einräumung von Baurechten und die Begründung anderer dinglicher Rechte 

des Finanzvermögens bis CHF 100'000.-; (neu) 
12.  die Beschlussfassung über andere Anlagegeschäfte. (wie bisher)  

 
Die Finanzbefugnisse werden betragsmässig an 
das gestiegene Budget und an die heutigen 
Bedingungen angepasst. 
 
Der Punkt 3 (bisherige KGO) wird aufgeteilt auf 
die Punkte 3 bis 5 (neue KGO) und neu klare 
Begrenzungen eingeführt. 
 
Der Punkt 4 (neue KGO) führt zu einer erhöhten 
Befugnis der Kirchenpflege bei den nicht im 
Budget enthaltenen einmaligen und 
wiederkehrenden Ausgaben. 
 
 
Die Zusatzkredite waren in der alten KGO nicht 
schriftlich geregelt. 
 
 
 
 
bisher war die Aktivierungsgrenze durch einen 
Kirchenpflegebeschluss geregelt 
 

IV Kirchgemeindehaushalt 
Art. 50-54 (bisherige KGO) 
 

Art. 32 (neue KGO) Art. 32 (neue KGO) fasst die Art. 50-54 (bisherige 
KGO) zusammen. Diese sind im Finanzreglement 
(FKG) festgehalten und müssen in der KGO nicht 
nochmals ausgeschrieben werden. ! Keine 
inhaltlichen Veränderungen. 


